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'Dieser Denkschrift zur deutschen Fr'age li.eg,t eine Ge'danken-· 
. ~- , skizze· zur Deutschlandpolitik 'der '. Freien Demokraten zugrunde, .......
. . ~ 

die Mitte März 1962 niedergeschrieben und am 9. April 1962 

. auf einer Klausurtagung des, Vorstandes derFDP-Bundestags­


"-,,, ..,fraktion in Bonn vorgetr~gen l;Uld diskutiert worden iBt. 
.' . ~ 

Die Mitglieder des Aussenpoli tisc'hen Arbeitskreises der FDP, 

. sowei tsie der Buhde.stagsfr~ktion angehören, .,wu,rdem am 
14. ~ai d.,!J:.über den Inhalt dieser Gedankenski~ze unter-' 

'.' 
richtet'" 

Die jetzt vorli~gende Denkschrift steJ-lt eine in einigen 
, , 

Teilen abgeänderte und ergänzt~. Fassung der-Arbeit vom März 

'.dar. lIiihr finden, Überlegungen il~ren Ni.ederschlag, die sich 
aus z~lreichen Gesprächen mi't den DiPio~at~n- der vier Mä6":'..... _ 

. sowie mit Publizisten und Journal1stenaus allen fünf Erdteilen . ,,' " " . 

über das Deutschlandproblem während der letz.ten, zwölf MOnate. 

" , ergabe~. 


.f Borui, Ende Juni 1962 
;-. ' 
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,I. Einlei tuhg· 

; I . 

.... " 

Die ..politisch~ Öffentlichke'i t i,n der Bundes.repub.lik· D.eutschIand·, . 

wird gegenwärtig im ,aussen.pOIitischen Bereich von einer dr~ifaclG~~:; 

.Sorge erfüllt: 
: ' 

Sie, bangt um die Erhaltung des' Friedens und fürchtet den Ausbruc'..l 

eines mili täri,schen. Konflikts wegen Berlin. , '} ­

f>i,e sorgt sich um di~ Zukunft Berlins und um die re1ativ schwache 
, .Position des Wes,tens inder deutschen Haupts'tadt. 

Sie denkt mit' Bangen an die Möglichkeit,. dass Kompromisse üb"er 
" / 

. ., ··Berlin zu einer endgUltigenFixi~rungder deutschen Spaltung fiih::.",eIl 
~ 

r­ und die Hoffnung auf eine· deutsche WiedervereinigUng für immer/z(n>~ 

schlagen könnten•. 

Ncir im ersten Falle findet sich'das deutsche Volk in weitgehender 

Übereinstimmung ,mit all den Mächten, die für- ~einzukünfti,gas ' 

Schicksal letzten E:t;ldes mitbestimmend sind. Di'e Ve,reinigten Staaten 
,/ habep. aus der Sorge,um: die frie'densgefährdende Entwicklung des' 

'. 	 Berliner ProblemsiIIl vergangenen Dezember die Sondieru.i1.8~gespr'äche .. 

mi t der SOWjetunion aufgenommen •. Durch eine Rein.e, v'on· zum, Tf3il 
umstrittenen Vorschlägen für ein' 1nte'rims abkommen über Berlin' "'iE,',: 

. suchen die Amerik~er, sich de~ ihnen noch' von der E~senhowe.r AI<-: 

. eingebrockten schrecklichen. Al ternat'iye -tKrie& o.der. Kap:i, tulatidn" 

il1 Berlin .zuentziehen und die F:r:eihei t des Haridelns.f wenn auch 
vielleicht nur begr~rizt, auf ,diesem Schl·achtfeld des Kalten Krüjges - . 
.wied,erzugewinnen. 

Die Sowjetunion- sieht sich ZWEIr nicht der gleichen, doch immerhin 
" 	 , 

,einer, äl1:nliche,n Lage und Notwe,ndigkei t ge'ge,Jiüber. Obwohl :1,.hre Posi·: , 
. 	 ' i, • ,.' ~ " I 

'. 	tionen in Berl;in bedeutend stär~er als d~e des Westens sind, pat 

sie 'sich doen,; so wei-tgehend aneinenbestimlnten Be~J.in-Kurs ge-_ 

bun,den, .sich so .nachdrück'lieh gege'nuber der DDR in ihrer Ber11n: ' 
)' -	 ,~' . . , ' , 

,. ~.' , 

,c:Pol:Lt.fk ,verpflichtet, dass ihr fast nur npchdie '}h~c~~ 'naoh. VQj:'1}, 


" d.h. in einen möglichen Krieg, .jedoch nur nQch in ganz besohej.Re 
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· Maße ein ehrenhafter Rück~ug ble,ibt ~ ,Sc "e;eriet auch s'ie ähnl~,' 
" , :den Am'eril(a.nerl~ -' in d~e ve:rt,eufe1.te ZVI(a~gslage der Alt'ernativa' 

"Krieg o.der Kapitulation'~ J aus der sie sich nun durch gewisse· 

" 	 Zugeständnisse des Weste:ns ~deigene möglichst' gering'fUg1ge : 

Kon'zessionen zu befreien such1.i" Moskaus ,Interesse, es in l}erJdm',. 

,~u keinem 'Krieg, k-ommenzu la:ssen,würde. auch dadurch: offenbar,." 
, " -" , 	 . 

, ,> · dass es mehrfach den selbst gese.tzten Termin für den ;Abschluss ' 
• , 	 .! 

, eines Fr'iedensvertrages .auf$chob',undseine 'Truppen immer d~n' ..... 
_ 	 ' . . I' , . " ~ , ','." l 

an ,die :Qema:F-kg.tionslinie schic:i\:te, wenn s.i,ch der FanatismuS: der', 
, , ~e~tsche~ Kommunisten in Provokation,.en gegen-y,ber den we~tmächt_.~'; , 

und'B~rlinern ummünzte und damitexplosiveSpannungszustärtde an 
, 	 , 

der TrennU1J.(1;sli::üe zwischen Ost -und West" s,chaffte ~ 

.Die Sorge der deutschen Öffentliohlcei t um die Zukunft ,Berline' 

ganz allgemein und die schwache Posi tiondee WEistens 111 de,r st~.' 
· wird. vornehmlich von ,'den USA geteil t~ Im Gegensatz zur franzcjsie. 
, sehen. Regierun,g sieh't näIDli.oh die' Reg'ierung der Vereinigtel}.'

~. ,,~, 

Staaten den ge'ge~wärtigen Zus'tand West-Berlins~ speziell im HirJ.-·, 

bliok ah:r seine Verbi'naungswege nach dem Westen, auf d:Le- <Dauer 
'ale unhaltbar an" .Bei anhal terlder'· mi1-itä;ischer Stärke .des, Osit;1'1c 

geraten die westlichen Positionen in d,er Hauptstadt o. h n ,e zu­
.1, •. .sätzli6he ve:rtragliche Abmachungen mit. der sovqetuni,on auf die." 

Da~er, immer mehr ins Rlftschen ,und zerrEmso, die WestD1äc~te iU 
· einem militärischen Konf'likt,'d,ell sie, so weit wie irgend mög;lich 

zu vermeiden suchen~ 

Aber gegenwärtig steht, die amerikani-sche R~gierung noch z1e~1;;' ..,'­

allein bei 'ihren Bemühungen, diesem gefährlichen Zustand ein ,Enw.t...' 

zü setzen. Frankt'eich vers~gt den' USA d,abei 'diE:! Gefolg~chaft und- . 

hF:U t 'nichts von dem Versuch Vi~shingtons, durch ein neues Abkommen • 
mi ~' de~ UdSSR in Berlin wied~r festeren Boden unter ,die Füsse der 

Westmächte zu'bekornmen. Paris I'ehnt.6$ ab,unter dem Druck 'der 
. sowjetisch~n Berlin-Pqlitik mi t :Moskau zu verha.ndei~~ .'Es gIauht'i'-	 , . ~ 

der Westen habe Zeit abzuwarten, bis die SowJets sich gezwUngpf"\. 

.. 'sähen, durch praktische Entspannungsmassnahmen 11i Beriin di~ :,Au 
ri~htigkei t' ihrer Verhand1,mgsherei tschafi deutlich zU'bekci-~cA!J ,,' 
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" Die Haltung der,poli tisc,hen Öffentl:Lchkeit in, der Bundesrepubli},: 

:j,.st zwiespält~g. Sowohl in der BundesregierUng se~bat äls auch in 

,'denbeiden !Coa,l i tionsparteien'ißt -der,'Meinungss'tr~it da~überent­
brannt, o,b"und in Wel&hem Ausmass die'derzeitige ,amerikanische, 

Berlin-PolitÜr von der Bundesrepublik unterstützt und in welche.... 

Punkten sie ergänzt oder abgeändert werden Illuss. 

Dabei stellt sich für 'die Freien'Demokraten vo~ allem, die Frage, 

ob Kennedys Beriin~Programm 'letz,ten Endes 'nicht zu einer end­

,gültigen Fixierung' der, deutschen Spaltung, Zur Aufgabe 'jeder 

deutschen Wiedervereinigungspolitik des West'ens führ-t.,Ausgehend 

von d~r ThesE;;l" dass die Berlin-Frage nUr im Rahmen der Wiederher- " 
, .' - -' . 

s,tellung Deutschlands als Einheitsstaat dauerhaft und sinnvoll, 
. . . . " 

gelöst werden kann, sehen Mitglieder unserer Partei in dem Versuch 

auszuhaJ:1deln, die, wie Kennedy annimmt, dazu führen würde ,dass ' , ' 

"wir in diesem Gebiet auf Jahre hinaus Frit::den haben" (In'terv~ew 
'mit, Al.exej Adschubej am 28.l1.,1961) , einen ersten Schri,tt der"Ver­

einigtenStaat.en auf das Zi,el ,hin, auf d~r ;Sasis der"Z;,eiteilimg 
Deutschlands zu' einem modus vivendi mit der, UdSSR zu kommen.' 

, 
;ll.,Die Prinzipien der Deuts.ch,landpolitik der Freien Demokraten,

; 

'''''' ' 

: ßs lieg~ nahe, angesicht/? einer solchep: möglichen Entwicklung:, " 

unverzüglich ,die Frage zu prüfen, was die FDP, was' vor allem, , ­
die Bundesregierung tun kann, damit, die nat,ionaleh' Interessen 

des deutschen Volkes bei den Ost-West-Verhandlungen über. Berlin 
berücksichtigt we,rden können und die· Geleg'enhei t beim Sohopfe 

gepac~t wird, um via Berlin,zum deutschen P::r;'oblem in seiner 

. ~~samthei t VOTzustossen, I'WÜ~ es nach ~uff?-ssung der polnische:, 
vWOChenzeitung KIERUNKI auch das Ziel der sowjetischen Berli 

, I ' Politik ist •. '. 
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, Um diese Frage zu beantworten. ist es zunächst notwendig" 

mit aller Sorgfalt 'zu prüfen 
.. , 

.,', a) 	ob das von uns bisher empfohlene Instrumentariuni zur, ~ösung 
des deutschen Problems bei dem gegenwärtigen ,Stand der' Ent­,. 
wicklung der internationalen Lage noch anwend'bar'ist und 

ob man im. bejahenden Falle diß Bundesregierung, die West­
",'\ ~. 

mächte und die Sowjetunion gleiqhermassen ;für unsere :, 

Deutschlandsvorstellungen gevvinnen kann; 

b) ob nicht andernfalls ein Weg beschritten werden karui und 
1'./ 

muss, der gleichermassen, wenn auch a1.1-f, anderer Weise, und 
" ' gegebenenfalls in längeren Zeiträumen, zu dem gewünsch't~n 

i 	 le führt. ,,' ". t 

1.) 	Für die FDP ist es seit langem eine absolute Selbstverständ... 

lichkeit,: da.s-s die 'Frage, der deuts'chen Einheit an der 8pitze 
" , 	 ­

jeder deutschen Politik zu stehen habe. Das· Sonlagwort 

ItWiedervereinigung zuerst Und ,vor allem" war und ist mehr al~ ". 
nur eine zugkräftige Parole, gezielt auf eine nationalge'sinnte', " 

Wählergruppe. Es drückt vielmehr unzweifelhaft die wünsche , . 
und Empfindungen der überwieg~nden Mehrheit' der Parteimi't; ­

glieder aus. Es war darum nur Konsequent, w~nn die pup ,in ,dc.,:L 

vergangenen Jahren. wiederholt die Forderung erhob -'lind sogar 

,iri'lhrem :BERLINER PROGRAMM' expressis,.verbis' n~edersc~rie'b. 
.' ., 

das,s "alle innen- und aussenpoli t::i schen Anstrengungen ••• " 


in erster Linie ••• der fri'edlichen Wiedervereini'gung mit 


Mitteldeutsc1;ll~d und ,den ostdeutschen ,Gebi,e~ten in inem 


Deutschen Reic:[.l mit freiheitlicher 'ordnUngtl zu dienen habe. 

I" ~ , 

'Die Reohtfertigung für eine solohe Politik leitet 'unse,re' Pal"+ 
aus folgenden Feststellungen her:, 

, r a) da.s~ ,das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland in 

seiner Präambel d~e Verpflichtung, der Deutsohen zur Pieder... , 

'herstelluug ihrer st'aatli'open .Einhei t durch den Satz ,aus­

5· 

, .­
, , 

, " 
, " 

, '.' 



5 

drücklioh festlegt, "das gesamte deutsche Volk bleibt aufge-, 
fordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit 
Deutschlands zu vollendentt ; 

p} 	dass die Freiheit aller Deutschen nur in der Einheit des 

Vaterlandes möglich s~i; 


c} 	 dass, den Erfahrungen aus den vergangenen 17 Jahren der 

deutschen Teilung entsprechend, das Fortdauern der Spaltung 

Deutschlands und Berlins eine permanente Bedrohung des WeltM 

friedens darstelle; 


. d) 	dass der" Artikel I der Charta der Vereinten Nationen jedem 
Volke, also auch dem deutschen, den Grundsatz der gleichen 
Rechte und der Selbstbestimmung verbürgt, und dass damit 
der Anspruch des deutschen Volkes auf se:tne staatliche Ein­
heit auch international sanktioniert ist; 

e} 	 da.ss sich schliesslich der Rechtsanspruch des deutschen 

Volkes auf 'viedervereinigung aus zahlreichen Dokumenten .und 

Erklärungen der Siegermächte direkt oder indirekt ergibt. 

So ·aus dem Abkommen der Drei Mächte vom 14. November 1944 

über den Kontroll.mechanismus in Deutschland, 


aus 	der Erklärung der Drei Mäohte in Jalta vom 11.Februar 
1945 über die Besetzung und Kontrolle DeutschlandS, 

aus den Vier Deklarationen ,der Vier Mächte bezüglich Deutsch­
lands vom 5. Juni 1945, 

aus dem Absohnitt II1 des Potsdamer Abkommens vom 2.- August 
1945, sowie aus zahlreichen Erklärungen die.ser Mächte" .die 
in den folgenden Jahren einzeln 'oder gemeinsam zur deutschen 
Frage und zu dem Recht des deutschen Volkes auf seine nationale 
Einheit abgegeben worden sind. 

6 	 ­



2.) Wir Freien Demokraten haben bisher qie )täx§lenz der 
Wiedervereinigun~spolitik gegenüberandeFen ~olitisohen 
Uberlegungen nicht nur durch solche Fakten gereoht­
fertigt gefunden, sondern waren der Auffassung, 'dass die 
Wiederherstellung der,deutsohen Einheit auoh heute nooh 
unter den sehr schwierigen-aussenpolitisohen Bedingungen 
durchaus realisierbar ist. 

Die wesentlichsten Ansatzpunkte tür eine solche Politik 
bieten n'ach Auffassung der FDP 

die in Artikel 2 des Deutschland-Vertrages vom 23.0ktobe~ 
1954 fest~elegte Verantwortlichkeit der Westmächte in 
B.Jzug "auf Deutsohland als Ganzes einsohliesslich der 
Wiedervereinigung Deutschla.nds und einer friedensvertrag­
lichen RegelUng", 

die wiederholt erklärte Bereitschaft der Sowjetregierung, 
"jederzeit an Verhandlungen zur Vorbereitung eines Friedens­
vertrages mit Deutschland teilzunehmenu (Note der Re­
gierung der UdSSR an die drei Westmächte vom 27.Nove~ber 
1958) 

und die Tatsache, 
Sowjetunion 
Wiederherst~llung 

haben. 

dass weder die Westmächte nooh die 
jemals dem deutschen Volke das Recht auf 
seiner staatlichen Einheit abgesproohen . 

Die FDP hat dazu wiederholt festgestellt, dass man auf' 
dem Wege der Verhandlungen über einen deutschen Friedens­

. vertrag das deutsche Problem lösen kann. Das hat zur Vor­
aussetzung, dass die Vier Mäohte in Verhandlungen über 
den militärischen und poli tisohen Status des zukünftig(,,~. 

Gesamtdeutschland eintreten und 

a) unter Beteiligung der staatlichen Organe in beiden 
getrennten Teilen Deutschlands einen gereohten Friedens­
vertrag für Gesamtdeutschland erarbeiten; 

- 68, -
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b) 	die Vertreter aus heiden Teilen Deutsqhl'ands auf­


.fordern, Ve:reinbarungen über Massnahmen zutreffen" 
 ~, . 
'I ,',' 

,.di~' in' detit~cher 'Zus-tändigkei t liegen unSf der 
Wiederherstellu.ngder staatlichen Einheit dienen 

' (Auftra,gsverhandlungen) ; 

\ ''c) das. wiederve:reinigte Deutschland auf .jeglicheTeil ­
'.. : , 

nahme an Mili tärbündrl.1ssen verzichtet, ~ie Bestand~ 
'teile eines Systems von Blöcken und Gegenblöcken in 

Europa sind und deren geographische' Stoßrichtung ei118 
bündnispoli"tisqheO:pti~nentweder zugunsten des 

• • .1. 	 ' . • .' '. ' " 

Westens oder des Ostens b~dihgt; 
, I 
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d)' das wiederverein'igte D'cutscJ:ELarid stattdess'en s10hper~:, t 

erklärt, au'i gleich~erechtigter, Grundlage Vertragspar,t:v.c 
. eine,s Bündnissys'tern's zu ,w'e;den,'de,ssen ZleldleFestj,g'lng , 

, ' \ ' ' i" '.... "', ; 

'der gesa!:.1teuropäische'n Sicherhoi t ist und, ,d~mneben;' , 
;; t ~', ' : ....' , l'j;' ,. 

anderen staaten zuminde's,t die USA, ,q.i'eUdSSR, 'England und 
, )' 

. F~ankr;eiCh" aJ{lgehöre;n' (E;uro:p~is'ches' Sicher~e:Lt'esystem);" 
und 

~ " . ­
", e) 'sich schl~essli,cb, das wiedervereinigte ·Deu:tS,oh:la.ndzur 

.~ . 

'. , . "iEinschrä;J.1{ung'sein,er Ri{stung: sowohl" quali'tat~Y'als aue:. 
'\ 

quantitativ,~nd zur Einbt;;z;iehung il'le'ine, atomwaffenfreie 
Zone verp,flic'hte,t. 

'Diese von 1illser,er:iJärte,i im· Jal\uar i959 ni~de,rgelegten 1i~d 
später, als "Grundrisse 'e,ines Frie'd'ensvertrages":ve'röff6~t":" :', "i" 

,lichten Lei,tvorstellungender,' ~J)P,fÜ:~ die"(L0$ung;'der 

'deutschen Frage im Rahmen Jeiner dauerhalten Sicherheits.,.. , 

ordnUng in Europa"_ 'si:tld'bis zl:imheutigen' T'age inih'rehGJ.,Jnd-~' 
, ' ' 

ziigen 'das Fundament der Deutschlandpolitik der FretenD\3mo-, 

krat'e~ geblieben~: Die fanden 1{lren Nied~rschlag In .dem, , '" 
"Aufruf der Freien ,Demokratischen':Partei' :zur·Btlndestagswahl"· " 
1961" ebenso Wie in den aussenpoli tisQhen' :Pa,ssM~n de,r3'Koal-i,\ f'''~, 
tionsabkommens z~iscl;ien. <;ler c:pt/C'SU "und den Fre'ien ,DemOkrat~il ' 

vom 20. Oktober ,19,61" Sie impltzie,I'en' ,auch heute noch die, 
:1',. 

P!Iögiichkei t 1 ',in absehbarer Zeit, ja kurzfristig, mit Zu~-
, ' '"' "...; 

stiI11mu,ng der,$owjetunion und der drei Westinäc:t:te zur Liqui ... " 
dierung des Kommunismus in, .der 'DDR lUld Ausdehnung'd'es Kapi­
talismusbis' minde~te.nß an -dte Ode~~'Neisse-Lini,e zu kommen, 

" -~' ..di~,Mil~tä;'bloc~e Eurqpa beseitigen G~'~~~e'in ' ,'; 

mili tärisch' neutralisiertes Ges~mtdeutschlarid schä.f'te~"'u:f 
also einenyollständi~n poli tiscihen, mili tärischetl und ',auch,," , 

, wirtschaftlichenUIIibruch' der ~am'ten Wel-upolitik.am, Vei'hC\V\d'" 
lungstisch erreichen, ,ZU, können;, . ,',' 
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:~.:~. J?htVr19Jc.1.ti.!lg,_dE?r,~!ltÖXIlat'i.?neJ.~~E..~..&I?', se,i t dem D~ut~.eht.flr:1d:~' 
l'i~,p_',deL!JlP ifu,.Janur~d:..l:32~ 'f '-' 

loh möchte ,die Fra.ge offen lassen) 'ob es in d,en' Vergange~en . : ' . 

:;,.' " ,~Jahren j sdie Möglictü::e~t~e~~bGn,hatt ein' solches' Progr'amrr.' , , ',~ " 

, , ': 'I am V~r~ancJlungstisch 13,01' Vier ,Mächte'zu' r'ealisieren und die 
1<"" " 

. ',<1 " 

\'liedervcr~iniguiig "i:1. eü:,cmZug": herbeizuführ~l1 'Oder, doch 

wenigstens in zoi tl,L:;}l [:cnau f~s leg!€m,-üherschaubaren 

Etappe~. ,Die Ver'mlit~J.g i3gt allerdings nahe, dass wenn es ',je 
" .' ',' . - '.. ' .. 

ln' elen ver,gan,gene:n Jahren eine_ Chance ,für, die Verwir~iicl1ung 'I " 

~ ,"eines solchen Maxilnalprogramms gegeben 'habEln sotlte~ "der Zei 

", punkt auf jeden FaTI .:LQ.r' dem Eintr:,i tt-der beiden' Tei'le Deüt8,c'~,~, 
, " 

t,r ­ lands' in die ,1\:1i1itär'blöcke und V0r d'er Totali,nte,g;ratlbrf der " 
I '" ' 

r Bundesr'epublik und der IJ:DH ,in di~'westlicnen und östlichen;:"'" 

\ ,'wirtscha!tsgemE.::inschaf,ten gelegell haben muss. Auch naC'hlg'55' , 
_ ,',1.' .', .. '/ ', .• ',,: ., ,~' ~ '<, 

hat zwar die .sowjetuni6n wiederholt ihr 1,nteresseanVerhand­

lungenüb,er, .Jeutschlandbis in diese Tage hihein zum ,)\.usflruck 
;. ' ',.: . ' " ,.' . ' , ,'\ 

,:gebracht~ dc:ch giht, -es ,ke,:_ne Anhaltspunkt,e dßifü,r, dass sfe, dabe'; 

, , 
"den ,\7iedBrvereinig~gsvorst'ell~gen de.r FDP entgegenzukommPil ,.' ' 

~ , 

- bBrei t gewesen wäre. " 
i' ... '~ '( i, 

. , j~')0r selbs"t, w~;:.w~inan sic~1. dtese Auffass'ung nicht zu' eig(3n 
','~ ­

mg<?hen und belü3.uptensollte, daSsäuch im Jahre ,J.959 ein Über"': 

einkommen mit, UdSSR liber eine Wiederherst~llung Gesamt... " 

, 'd~~l,t8chlands' , ,F,'re i,he,i t, i~U,f der, ~rwähriten Ba,siS, m,~Sl(~l:ich,;,~~",,'" 
,also d,er FDP·~Deutschlandp.lan /reallstisch gewesen ~" so ~nn 

, " 

'man doch wohLcUo AUgen'i).iqht vor der T,atsache ve.rschlie~~en9 "" 
- , -, - -' .... , .,' . j " .: -' . ," ,"". - ''', 

dass inden seitdem vcrstrjchcnen drei Jahren, eine VeJ:·ständ.itt'u'l': ;,,'
~C .. __ ._ ",I.-"~"'< ."_'':''-'-'-'''''','' _ .P' ~... ~~~_' ',_. ~ _,.....~_~,__:_-.. 1" - - • -~ _ >. " " . ','- -,-.-:,~,_ ",: '~--" -'."~' 

r:' ' , der. Vipr MäChte 'Über dieses P.roblem noc'h unvergleichlich :" 
~_ " t _ .. , . ...... _ _ -.:..- .... j i _ - , 

~'I ' , 

sChwierißcp .:93'~raenis~Lals sie ohnehin schon ,immer war~ Denn 
dit}se Jahre 'standen ja nicht etWa i~ Zeichen ,einer 'allmähfichen 

1':' '. . . ,......., ~,.......,.--,-,-........-- -, ( " - .-


VifiederaMäherun~ der getrennten Teile, 'Ja':q.:i,chi einma.l:,:', ': ­
. . ) - . _ , '. _ ... ......,,~.~', _,." ~-'·.1 - -', i 

" wenigstens Gines stillstandes/'der zentrifugalen 'EntwicklUng in" 
JI ~, -"--:""-"'~- 1 ,,=:=--;~'-F _ ~.,' , '" JP~., . ._.__~"'_\"",,_"""_ '.. .,' 

i' , 4em' Vorzeichen "ll2Et 'schlullcL2.C2ndo:pn Sr:ui~> o'ff~nsi6ht,1.:1.~!l unter I,' 

.: I "" ,.~l~pGr i,~~13~~lle:r;.~~Y~tfE~!I±~ng u~S:.i~erhoffnungslo~~r.'_en;' ' ' .." . ' -, ' , '.' - , " , , 

" ,", 

.',/ .',9' ~, 
:.' .' 
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, , 

--<"<, 
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.... -.' , 
, ~ /

"t. <, ;(~ .., , 
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Spaltung-&wj~u der B~desrepublik und der sowjetischen 

Besatzungs z~01!~;,. 

1.) 	Seit 1959 ißt die R9..=h1--t.ische, wirtschaftliohe und miliJ,ärische 
Integr~\2.n der, Bunwq,~reJ~ublik i11 West-'Europa unq die At-, 
lantisct;!L.~:'leins.Q.~ft z~giß vorang6schri tten. Das gleichez
gilt für die Zone im Hinblick auf den Warsohauer Pakt und 
die osteuropäische Wirtschaftsgemeinschaft (Comecort). Beide 
deutsc~n_~staaten sind heute nicht mehr aus ihrem je~ 
weil~ I~~~gr?tionsbereichherauszulösent ohne sich selb~~ 
und die mit ihnen verbundenen Länder in unübersehbare 
..... 1 ~...... __ • 	 ..---...­

§chwier.igkei1~n zu bringen~ 

2.) 	Zugloich steht in der Sowjetzone die Liquidierung'der letz­
ten Reste ni6htkommunistischer Wirtschaftsformen vor ihrem
____....,.,,.. ___...",..... .""",,;:.;u" ., _ 

Abschluss" Auf dem Gebiete der Landwirtschaft ist die Pri ­
vatwirtschaft bis auf geringfügige Reste inzwischen be­
seitigt. Hier ist man zur' Zeit dabei, eine "höhere Stufen 
der Kollektivierung zu erklimmen, bei der die Relikte der 
in den Kolchosen der 1. Stufe noch geduldeten individuellen 
Hauswirtschaft beseitigt 'werden sollen. Die endgUltige Ver­
'staatliehung des Handwe,rkes ist nahezu erreicht. Mit der 
weiteren Stalinisierung des Justizapparates, der Schul-, 
Kultur- und Jgendpolitikistder ~terschied zu den poli ­

it~~'§:'!l_!..C:E1!l~-.,.,~_J?~~..<!.~.~~~lik in den letzten Jahren n~EJ1, 
~e~e;nt~tq",J:?"J~]'~.e..!'~ ge;W0.E.<!.en z ja. er ist z. T. heute schon 
grösser als der zwischen Westdeutschland und Sowjetrus'sland, 

~ 

vom 	 kommunistischen.Polen ganz zu schweigen. 

3.) 	Die menschlichen Verbindungon zwischen der Bundesrepublik 
und der Zone sind seit dem 13. August 1961 nahezu völlig 
den Zwangsmassnahmen des Zonenstaates erlegen. Die evange­
lische Kirche leb';:; in der Trennung, der Besucherverkehr von 
der Zone nach dem Westen wurde völlig eingestellt, nachdem 
das ,Regime nur noch Funktionären eine Ausreiseerlaubnis 

10 
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aus der DDR'crteilt. Die Kontakte mit Westdeutachland 
werden mittlerweile auch' optisch und akustisch dadurch 
weitgehend unmöglich gemacht, dass die Bewohner der Zone 
verpflichtet werden, künftig keine westdeutschen Rundfu-r..' 
und Ferns,ehsendungen mehr einzustellen. In Berlin ist es ."; 
den Bewchnern des freien Teiles der Stadt seit dem 13.Augusc 
verboten, ihre Angehörigen in Ost-Berlin oder in der Zone 
zu besuchen, und erst in letzter Zeit haben die Zonenbe­
hörden neue Verfügungen herausgegeben, durch die es auch 
den Bewomlern der Btindesrepublik immer schwerer gemacht 
werden soll, ihre Verwandten und Freunde jenseits von 
Mauer und Zone~grenze zu besuchen. 

4.) 	Mit der Errichtung der Mauer am 13. August hat zudem aue.:... 
Ber1in seine Funktion als letzte Klammer zwischen den. 
beiden deutschen Teilen verl~ren. Der Ostsektor wurde, 
nachdem er de facto schon seit Jahren zur Zone gehörte, 
nun'auch noch lide jure" von der ,DDR annektiert. Der Vier­
mächtestatus Berlins existiert nicht mehr und Zonen- wie 
Soktorengrcnzen. wurden von dem Zonenregime ganz offi'ziell 
zur Staatsgrenze der DDR erklart. 

5.) 	In logischer Konsequenz dieser von der Sowjetunion nach­
drUeklich geförderten Disjunktionspolitik in Deutschland 
hat die Regierung der UdSSR in neuerer Zeit auch keinen 
Zweifel mehr daren gelassen, dass sie eine W'iedervereini·· 
gungspolitik nicht nur nach den Vorstellungen der B\.'lIldeo­
regierung, sondern auch nach denen der Freien Demokraten' 
in keiner Weise für akzeptabel hält. Bli'eb in der Moskauer 
Note vom 27. November 1958 noch offen, ob'man den Begriff 
"Friedensvertrag mit Deutschland" nicht auch als einen 
Friedensvertrag mit einem wiedervereinigten Deutschland 
interpretieren könne, so lässt Chruschtschow seit etwa ~.:~ 

Jahre keinen Zweifel darÜber, Ir dass man bei dem Abschlus .. 
eines Fri.edensvertrages von der Realität, d.h. von der 
objektiven'Tatsach~ des Bestehens zweier deutschen Staat, 
-ausgehe:l muss ( Chruschtschow-Rede zur Deutschlandfragr 

- 11 ­
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Moskau, am 8. September 1961). Mit diesen Staaten müsse denn 
auch ein Friedensvertrag geschlossen werden, und es wäre ein 
grosser Beitrag zur Festigung des Friedens, so fuhrt Ohruscht­
schow damals fort, wenn. al±e; Staaten s.owohl mit der Bundes­
republik Deutschland als 'Eihch mit der DDR die diplomatischen 
Beziehungen aufnehmen würden, "um de facto und da jure das 
reale Bestehen der zwei deutschen Staaten zu fixieren". Der 
sowjetische Chefdelegierte bei den Vereinten Nationen, Sorin, 
hat übrig'ens am 15. November 1961 in der Abrüstungsdebatte des 
Politischen Ausschusses der UN-Vollversammlung noch einmal b~­
stätigt, dass die Sowjetunion den Frieden mit Deutsohland 
durch den 	Abschluss eines Friedensvertrages mit den "beiden 
Deutschlands" (DPA 177 al v. 15.11.1961) herzustellen traohte. 
Die Sowjetunion, das iat eine bittere Tatsache, ist heute 
wenig.erdenn je bereit,' den ßatelli tenstaat DDR den "west­

. lichen Kapitalisten" zu opfer:;.. 

-. IV. 	Die Deutschlandsvorsts;llungen der FDP vor dem Hintergrund der 
jüngsten internationalen Entwicklung 

Die politischen Realitäten des Jahres 1961 zWingen mithin zu 
folgenden Feststellungen:, 

Es ist nahezu ausgeschlossen, dass 

1. heute, morgen oder in absehbarer Zukunft die Sowjetregierung 
.der 	Erarbeitung eines Friedensvertrages für ei~ wiederver­
einigtes Deutschland zustimmen wird; 

2. 	dass die Sowjetregierung, die von der FDP vorgeschlagenen 
Auftragsverhandlungen der staatlichen· Organe aus beiden 
Toilen Deutschlands akzeptiert, insbesondere ,dann, wenn die' . 
Bundesregierung nicht zuvor ausdrücklich die Zweietaatlich­

'"," 

kei t Deutscl;J.lande anerkannt hat; und dass bei der augen­
blicklichen Lage in.lJeutschland solche Verhre!d1Wlßsn auch 
nur zu dem geri:g.gsten Erfolg führen könnten;. , 

- 12 ­
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,. 	dass in der gegenwärtigen Phase der Weltpolitik der Westen 
den Austritt des westlichen Deutschland aus NATO oder WEU hin­
nehmen könnte, um ein'nicht blockgebundenes, also militärisch 
neutralisiertes Gesamtdeutschland dafür einzutauschen; 

4. 	dass angesichts der internationalen "Lage in absehbarer Zeit 
die Auflösung der gegenwärtigen Mili.tärblöcke und die Bildung 
eines Europäischen Sicherheitssystems möglich wäre, das ja nach .. 
der durchaus richtigen Auffassung der FDP gew~ssermassen der 
Schlüssel überhaupt für die Wiedervereinigung ist; 

5. 	dass Rüstungsbegrenzungen im deutschen und mitteleuropäischen 
Raum von den Deutschen verhindert we,rden könnten, wenn sie von 
den Grossmächten für lebensnotwendig erkaIU1t,und nioht mit, 
irgendwelchen konkreten Massnahmen zur 'Wiederherstellung der 
Einhei t verqunden würden,; 

6. dass vor allem die Sowjetunion zum gegenwärtigen Zeitpurikt 
,bereit 	sein könnte, seine politischen. militärischen und wirt ­
schaftlichen Machtpositionen in der DDR zugunsten eines wieder­

, 	 ' 

vereinigten, höchstens militärisch neutralen Deutsohland zu 
opfern, angesichts der Tatsache, dass eine Liquidierung des 
kommunistischen Systems in der DD~ die Stabilität im Machtge­
füge des Ostblocks mit Sicherheit gefährden und damit die 
Lebensinteressen der Sowjetunion ernsthaft bedrohen würde. 

v • Wledervereinig;upgspolitiknaoh ,altem Muster oder Po};i tiit der Ver- ' 
klammerung Deutschlands? 

Geht man von diesen Prämissen aus - und man kann wohl kaum umhin, 
sie zumindest nicht als abwegig zu bezeichnen - so stellt sich 
natürlich ,die Frage, ob eine Politik der deutschen Wiederver­
einigung heute oder in absehbarer Zukunft überhaupt noch möglich 
ist. Diese Frage ist so, wie sie gestellt wurde, freilich nicht 

I, 	 zu' beantworten. Denn es ist zunächst notwendig, den Begriff einer 

"Wiedervereinigungspolitiklt selbst zu klären. l' 
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Wir Freien Demokraten haben, wie wohl mehr oder minder alle 
Deutschen,m.E .. bisher diesen Begriff viel zu_eng gefaast. Wieder­
vereinigungspolitik bedeutete bisher für die Deutschen und ihre 
Politiker entweder Deutschlandkonferenzen, vertragliche Abmachungen 
der Vier Mächte über Deutschland, Friedensvertrag mit Deutschland' 
oder auch Forderung nach freien Wahlen, Demonstrationen für die 
deutsche Einheit und Kuratori.um.saktionen wie "Dein päckchen nach 
drüben" oder Illuminationen sm "Tag der deutschen Einll.eit". 

Wie immer man über Wert oder Unwert einer solchen "Wie'dervereini.... 
gungspolitikll denken mag, spätestens nach dem 13. August sollten 
unserem. Volke eigentlich Zweifel gekommen sein, ob diese Methoden 
uns der deutschen Ei.nhei.t jemals einen Schritt näher bringen werden. 
Es spricht darum sehr viel dafür, dass Unsere Wiedervereinigynss­
politik künftie; einen neHsn InhAlt bekommen·muss. um überhaupt 
einmal wirksam werden zu können, was sie j~ bisher - wie man sieht ­
keinesfalls gewesen ist. 

1. 	Worauf aber kommt es jetzt dabei an? Au! neue Konferenzen der 
Vier Mächte über die deutscne Wiedervereinigung, bei denen nach 
Lage der Dinge doch keine Resultate zu erwarten sind? Oder auf 
eine Po!..~lk des Westens, diees.ermöe;licht, die zentrifugalen 
~denzen iIL.Deut§chland abzustoppen und die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, dass es t wenn die deu.tsche Frage später ein­
mal endgültig gelöst werden kann, dann Überhaupt noch etwas zu 
vereinigen gibt? 

~ 	Es kann wohl kein Zweifel bestehen, dass das letztere Ziel auf 
jeden Fall auch dann ~rnsthaft ins Auge gefasst werden mUSSt 

wenn man die Hoffnung hegt, auf dem alten, gewissermassen 
. "konservativen" Weg zur deutschen Einheit auch jetzt noch einige 
Fortschritte machen zu können. 

Denn man muss auf jeden Fall von der Möglichkeit ausgehen, dass 
die Wiedery'eFeinigung auf absehbare Zeit lJ4cht in'e1;nem ZUBoc!~7' 
in 	genau' festgelegten kur~fristißen Phasen zUbewerj,tellisen

" , , , 
~..:~., sondern vielmehr nur in zahlreichen, sioh über lange Zeit­
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spannen erst~eokende Etappen mit dem konkreten und kurz~ 


friatigen &iel einer Wiederannäherune: ,der be1den det1qtsohen 

Teile erreicht werden kann. 


b) 	 Dieser langwierige und sicherlich auch mühsame Prozess setzt 
aber eine Normalisierung der politischen Verhältnisse in der 

, 	 ~ " . 
~unabdingbar voraus, d.h~:der in den anderen Staaten des 

Ostblooks mehr oder minder weit fortgeachri t'tene Entstali ­


v
nisierungsprozess muss nunmehr auch'auf die Zone übergreifen 

und dort zu einer Liberalisierung des politischen Lebens 

führen .. 


2. 	Das bedeutet, dass wir unsere Maxima,lprogamme für die deute'll.Ei 

Einheit nunmehr unverzüglioh duroh Minimalproßramme ergänzen 

müssen, die es uns erm1:Sg1ichen, schon jetzt etwas für das 

grosse na~nale Ziel praktisch zu tun, ohne dabei von vorn­

herein auf den hartnäokigen Widerstand aller vier Mächte zu 

stossen. Heisst das Fernziel,nacb wie vor die deyts2Ae ~ieder­


vereinigung in Freiheit. so lautet das Nphzieli Entstßli ­

nisierp.pg Mi,tteldeytsohlands wtd Wiederyeri'liJ!llllerJlM de, 

beidgn deut!ohen ,Teile, 


Wie 	 aber kommt man diesem Nabziel näher? 

Wir müssen zweifellos davon ausgehen; dass eine Milderung des 

politischen Systems in der Zone nur dann möglich sein wird, 

wenn die Sowjetunion nioht befürchten muss, dass eine Libe­

ralisierung Mitteldeutsohlanda au einem neuen 17. Juni, zum 


• h.-, 

Aussoheren der Zone aus dem Ostblook und daJllit zum Zusammen­

bruoh des sowjetisohen Imperiums insgesamt führt. 


a) 	Will man die Zone entstalinisieren, so muss man also vom ' . 
Westen auszunäohst einmal bestimmte Verpfliohtungen ein­
gehen, die eine Fortexistenz der DDR im Ostblook bis zur 

• " .. -, 'Q. _S '. L 

endgültigen Lös;ung der deutschen Fraie nlöglioh maoh", Das 
aber bedeutet: 

15 	 .. 
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aa) 	Der Wes.ten muss die Zweistaatliohkei t Deutschlands an-
t 	 J ( 

erkennen und die Souveränität der DDR bis zur Wiederver­
einigung respektieren; 

ab) 	Aufgabe der Bundesrepublik wird es sein, die sogenannte 
Hallstein-Doktrinvor allem gegenüber Osteuropa zu :J:1:.. 
<iuidieren und die diplomatischen Beziehungen zumindest 
mi t den unmittelbarenNaohbarn Deutsohlands., Polen und 
der Tscheohoslowakei aufzunehmen; 

ao} 	 der Westen wird nioht umhin können, dem "Iinftieren" 
des· gegenwärtig2n a]gmaten S]a:1;u§ QVr Bundesrg»ublil& 
zuzustimmen und sioh bereit zu erklären, Westdeutschland 
in militärisohe Inspektionszonen gegebenenfalls auch 
schon vor der Lösung der deutschen Probleme einzubeziehen; 
in diesem Zusammenhang ergibt sioh m.E. die zwingende 
Notwendigkeit, den von der amerikanischen Regierung in­
zwischen abgelehnten Zweistufen-Plan desio.lnisohen 

• 	 t 

Aussenministers Raeoki vom März d.J. erneut zu prüfen, 
der die Schaf.fung einer atomfreien und.militärisoh ver­
dünnten Zone in Mitteleuropa unter internationaler Kon­
trolle vorsah; 

ad) 	der Westen wird sich verpfliohten mUssen, die Funktione!! 
Westberlins als eines Propagandazentrums gegen den 
kommunistischen ~lock weitgehend abzubauen und diese 
Stadt zu einem Zentrum iliternationaler und g.esamt­
deutscher Institunonen auszubauen; 

ae) 	der Westen muss sioh·schliesslioh zumindest auoh ver-
I 

pflichten, die ßegenwär~ißen dEnftschen Ostsrenzen bis 
zu einer endgültigen vertragliohen Regelung. in einem 
deutschen Friedensvertrag offiziell zu respektiere~G 

16 
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b) 	Natürlich setzen solche weitgehenden westlichen Zugeständ~ 
nisse ent~chende östliche Gegenleistungen voraus. Und ~war: 

ba)Die AbseGZyng der Ulbricht-Gruppe und ihre Ersetzung 
durch die Vertreter der gegen Ulbrichtgeriohteten 
Opposition in der SED~ 

bb) 	die Durchführung einer umfassenden Entsta11nis1e~ 
~ , " .', 

in 	der Zone auf allen Gebieten der Wirtscha.ft, der 
Justiz und der Kultur; 

bc) 	die Entla.ssWlßder Rol; ti.sohen Härtlinge aus den DDR­
Gefängnissen; 

bd) 	die Beseitisun,g,der Ma.uer in Berlin und Wiederher­
stellung der Freizügigkeit in der d$utschen Hauptstadt; 

be) 	eine Garantie der Sowjetunion und der DDR für die 
( 	 ! ; K· 

Freiheit Westberlins und die Verbindungswege zu Lande. 
zu Wasser und in der Luft von und nach Berlin, die 
Internationalisie!jllli bestimmter strassen und Eisen­
bahnlinien in beiden Teilen Deutschlands; 

bf) 	Wiederherstellunß des Reiseverkehrs zwischen be1den 
Teilen Deutschlands, die Intensivierung der wirtschaft­
lichenund kulturellen Beziehungen zwischen der DDR 
und der Bundesrepublik. 

0) 	 Beide Seiten müssten sich zudem verpfliohten, sotort 
gesamtdeutsche Kommissionen einzusetzen, deren Aufgabe es 
wäre, auf wirtschaftlichem, kulturellen und politischen 
Gebiete zu einer Zusammenarbeit zwischen Bonn und Ost-Berlin 
zu kommen~ 

Das Ziel aller dieser Massnahmetl wäre, eine rasohe und 
wirksame Entspannung der politischen. und militärisohen Lage· 
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in Mitt deuropa und zuglei?h eine Verklammerung der beiden 
deutj=Jchen Teilstaaten für die vielleicht noch lange währende 
Ubergangsperiode bis zu dem Zeitpunkt, an dem eine staat­
liche Zusammenführung der beiden Deutsohlands m6g1ioh wird. 

VI. 	Fragen, Probleme und Hoffnun!en einer neuen Wi2dervere1nigqege­
Konzeption 

Wer solchen Gedankengängen nähertreten will,dem stellen sich 
zunächst drei entscheidende Fragen: 

1.• ) . Sind wir Deutschen überhaupt berechtigt, auch nur einen 
.. . temporären tlVerziohttt auf die Wiedervereinigung' auszu­

spreqhen? 

•.60.- :2..) 	 Ist es möglich oder Wahrscheinlich, dass'die Sowjeta einer 
solohen Deutschland-Konzeption zustinunen würden? 

.' 3. ) Welche Vor- und Nachteile bietet ein solcher Plan dem 
deutschen Volk der Bundesrepub11k und ihren Verbündeten? 

zu 1) 	Es ist 'in Deutschland und also auch in unserer Partei 
allgemeine Auffaesun~, dass jede .An~r~f3nn\!A! .der Zwei­
staatliohke1,. t l(ey,t§ghlands eiDen »Dph HAij;,; (l~sunG 
und der in' der Präambel des Grundgesetzes' niederge­
legten Prinzipien darstelle. Doch ist diese Unverein­
barkeit der Präambel mit einer De-jure- oder 
De-facto-Anerkennung der Zone m.E~ nur eine Fiktion. 

Zunächst muss einmal festgehalten werden, dass die 
Väter 	des Grundgesetzes in den Jahren 1948/49 selbst.: ­
verständl;i.ch keine Ahnung hatten und haben konnten, 
wie 	sich das deutsche Problem im Jahre 1962 dar~ 
stellen wird. Vor drei~ehn Jahren erschien eine kur.. 
fristige Wiedervereinigung durch freie Wahlen ganz 
allgemein als nicht nur möglich, . sondern sogar als 

... il8 
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höchst wahrscheinlich. Damals gab es weder eine Mauer 
in Berlin noch eine m'it Stacheldraht und Todesstreifen 
versehene Zonengrenze. Der Personen- und Güterverkehr 
floss zwischen beiden Teilen Deutschlands genau so un­
gehindert wie zwischen den einzelnen Besatzungszonen 
Westdeutschlandse Und es gab vor allem auch noch keine 
deutschen Regierungen, weder in Ost nooh in West. 

D.ie 8,it~ation ,hat sj.dh se..! t der V~rabsöhiedUllß des Grun,9;­
sesetzes in Deutsch,l.&1d von Grund auf gewande 1 t, Gegen­
wärtig bestehen auf.deutsohem Boden tatsächlich. zwei 
Regierungen und zwei völlig untersohiedliche politische 
Systeme, wobei es zunächst völlig unerheblioh ist, ob 
das Zonenregime gegen die Mehrheit der Bevölkerung 
regiert o,der nicht. 

Entscheidender ist es jedoch, nach dem wirklichen Si~ 
g}eses Satzes in d~F Präampel zu fragen, dass,das 
"gesamte deutsche Volk .... aufgefordert (bleibt), in 
freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutsch­
lands zu vollenden".,. Hier steht nämlich nichts darüber, 

, ,- --....... _..... 


auf wel~hem Wege und in welchem Zeitraum,dieee Einheit 
und Freiheit Deutschlands vollendet werden soll. Der ........... rl"_'" , 

8atzbesagt doch nur,_g.,ass die Deutschen nicht' auf die 
Wiedervereiniß-Rl1& in Frieden und FrelhEi!t verzichtsl'! 
dürf~n,ganz gleich, wann und uater welchen besonderen 
Umständen die5le Wi~dervereiB-.!gpng zustande kommt", 

In der gegenwärtigen Entwicklung der deutschen und . 
internationalen Politik aber ist es falsch. die Aner­
kennUflß eineszyv&ten ~.Jltschl:.8!!..C!s mit einem Verzieh!;. . 
~ Wiedervereini~ ßleich~~setzen. Denn diese ~~ 
kennung soll ja nach n!o~, erfolgen trotz der Ver= 
;eflichtung ~ur !.ieder:qfi!!'".§tell~ der deutschen E~nheA.tJ 
.!!.2!Lder.!L!.tA _S~.~p..iel~!._l-Y!L..2..in..e. W!~ervereiniS'ffi1g zwenn 

19 

http:E~nheA.tJ


19 


auch zu einem vielleicht noch fernen Zeitpunkt, über­
haupt möglich zumachen. 

. ' ~ 

Man könnte sogar sagen: Wenn es feststeht, dass Fort­ .... 
schritte auf dem Wege zu einer WiedervereinißUßB gege~ 
wärtig nur über die Anerkennpns der Zweistaatlich­
keitDeutschlands möglich sind, so verRflichtet uns der 
Auftr%ß des Grundgesetze@ als Deutsche d~zi' diesen Weg 
zu gehen. Ein Bruch der Verfassung wäre mithin dann ge­
geben, wenn man nicht alle sich bietenden Chancen zu 
einer Wiederannäherung der beiden deuts,chen Teile und 
damit zur SChaffung einer realen Ausgangssituation für 
die Wiedervereinigung nutzt. 

Die FDP hat übrigens ihre Bereitscht!t zu ,einer De-facto­
Anerkenn'!:!l!ß der Zweist.aatlichk~i t Deutschfands :b~reits 
offiziell ausgesprochen. Die im Deutsc~landplan unserer 
Partei vorgesehenen Auftragsverhandlungen der Ifstaat­
lichen Organe in beiden getrennten Teilen'Deutschlands" 
setzen konsequenterweisevoraus, dass es zwei "staats­
gebilde" in Deutschland gibt, wie sich denn auch unser 
Friedensvertragsentwurf dieser Vokabel bedient. 

Der Einwand, dass die "De-facto-Anerkennunglf ja nur , 
deshalb erfolgt sei, weil nur so die beiden deutschen 
Teilstaaten an den Beratungen über die Wiedervereinigung 
beteiligt werden können, und dass es sich hier um eine 

, .De-facto-Anerkennung ,lediglich mit dem Ziel zur Liqui­
dierung der Zweistaa,tlichkeit handele, rechtfertigt 
natürlich auch, jenen anderen Vleg, der die, "Zweistaatlich­
kei t" zur Voraussetzung einer Annäherung d,er beiden 
deutschen n'Staatsgebilde" und damit auch zur, Wieder­
vereinigung Deutschlands macht. 

- 20 
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Bliebe noch, darauf hi.nzuweisen 1 dass die Sowjetunion 
niemals ihre Forderung nach ..\nerkennung der Zweistaat­
lichkeit DeutBchlands mit' dem ?ostulat nach einem Wieder­
vereinigungsverzicht des deutföchen Volkes verknUpft ha.t. 
Das Gegenteil ist vielmehr der Fall. Moskau hat diese 
f...nerk~lFlung z~:~!auS!.set~~ für die Wiede1"aeuls:J.1JiWlj 

;..~ .. der deutschen 'Einhei t gemaoht"..........-..... - .,,----..-.........._~~ 


zu 2) Auf d.ie Frage, ob IDcm die Sovrjetunion für ein solches 
Konzept gewinnen könnte, das auf der Basis geg~nseitiger 
Konzessionen zu einer ZWischenphase der Wiederverklammerung 
der beiden deutschen Teilstaaten führen könnte, kann 

. selbstverständlich gegenwärtig niemand eine vel'bindliche 
'Antwort geben" Immerhin dUrfte ein solches Proj.ekt für 
die Sowjets auf jeden Fall leichter zu schlucken sein als· 
die bisherigen Fordertmgen der Wes.tmächte und der Bundes­
republik nach eill,::;r freiheitlich demokra.tisohen 'Wieder­
vereinigung Deutschlands zu diesem Zeitpunkt, die ja 
nicht mehr und nicht weniger als eine totalelavitulation 
M08ka'li~..i.11 der llitt!:t.§l.E.f1J.and:.t)·!!.~ voraussetzt. 

Der .yorg,EZ.nannt~LW.~A"".9-e~...Y2l'Jc.1~Lrung fUhrt auf 3eden Fall 
zu kjl!E-~m Gesi-.2J.Ü.~.Y~.E.~~~t de;!._UdSSR,. Er zwingt den Kreml 
nicht, in dieser Phase der internationalen Entwioklung 
Mitteldeutschland dem "Kapitalismus" zU.opfern,sondern 
bringt ihm sogar die seit langem so hartnäckig. angestrebte 
vorläufige Anerkennung des gegenwärtigen !esitzstandes 
durch den Westenc D~e Gefahr eines Konflikts um Deutsch­

. . . 

land und Berlin zwischen Ost und West wird·auf ein Minimum 
reduziert, das Wettrüsten wesentlich verlangsamt, so dass 
der Kreml sich weitaus stärker als bisher dem Wirtschaft­
lichen Aufbau und Ausbau in seinem Lande' widmen kann, der 
andererseits mit einiger Wahrscheinlichk~it z~ einer 
wei teren l\Ulde:l"'J.ng o.es innenpolitischen Klimas in der 
Sowjet"',:''l1.t.on ftthren wird.;, 
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Di~ Vorteile einer solohen westliohen Deutscnlandpolitik 
gege~über der, ~isherigen liegen für den Krem~ a~ der 
Hand, und darum ist es auch keineswegssieher, dass 
jener im .OBSERVER am 25. November 1961 veröffentliohte 
sowjetisohe Deutsohland- und Berlin-Plan nur ein Ver­
suchsballon ohne ernstere Absiohten gewesen i.st. Die 
Hauptpunkte dieses P,lanes waren: 

8) 11.bschlusseines Friedensvertrages mit der Sowjet­
zonenrepublik und der Bundesrepublik. Verzicht.a~ 
weitare sowjetische Reparationsforderungen•. Seide 
deutschen Staaten sollen Mitglied der UNO werden. 

b) Beendigung des Viermächtestatus in Berlin und Aner­
kennung der Teilung der Stadt. West-Berlin soll jedooh 
als ein Teil der B'l:mdesrepublik anerkannt werden, 
mit tlterritorialen Veränderungen hinsichtlich eines 
westlichen Korridors n,aoh Berlin" und von den vier 
Grossmächten garantierten freien Zugangsreohten. 

0) Beseitigung der Berliner M~uer und Wiederherstellung 
bezw. Verbesserung der Verbindungen zwischen der 
Sowjetzonenrepublik und der Bundesrepublik. 

d) Verbesserung der .:t;.ehensverhältnisse in der Sowjet­
zonenrepublik. Das Ulbricht-Regime soll durch eine 
"annehmbare" Regierung ersetzt werden .. Als Nachfolger 
Ulbrichts wird General Stoph genannt. (Nach dpa 40 

al v. 25.2.1962 1244) 

Solohe und ähnliche Gedanken hBrte man in den letzten 
Monaten wiederholt aus sowjetisohen Kr~isen. N$tür­
lieh kBJ2uen ersternsthai'te Verhandlungen übe~'diese 
Fragen kleren, wie weit Moskau tatsäohlioh Z~ eine~ 
solchen oder ähnlichen Kodifizierung sei:n,er Berlin... 
und Deutsohlandpolitik bereit ist. 

- 22 -
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zu 3} 	Es scheint so, dass bei einer Einigung von Ost und 

West über die vorerwähnt~ Verklammerung der beiden 
deutschen Teilstaaten die Vorte'ile für den Westen und 
speziell für das deutsche Volk nicht weniger gross sein 
~ 	 .

w.rden als. die !ür die Sowjets. 

Die Vorteile für den Westen. ganz allgemein sind: 

Die Bundesrepublik bleibt i~ alien politischen, mili­
tärischen und Wirtschaftlichen Gemeinsohaften des' 
Westens, die Integration Westeuropas'kann ohne St~rungen 
fortgesetzt, die mili tärisc.he Sicherheit des Westens 

',- .\ 

braucht nicht in Frage gestellt zu werden. " 

Durch die Vermindarung der.Kriegsgefahr in Europa 
können auch die freien Völker ihre Rüstungsanstrengungen 
reduzieren, .ihren wirtschaftliche~ Aufstiegbeschleuni­
gen und ihre Uberlegenheit über das kommunistische 
System noch sichtbarer unterstreichen. Die besorgten 
Reaktionen des Ostblocks auf die Entwick1ung der EWG 
in jüngster Zeit zeigen, wie wichtig es für den Westen 
ist, Zeit für den w~iteren Aus- und Aufbau seiner wirt­
schaftlichen und politischen Maoht .zu gewi~en.· '. 

Das Berlin-Problem wird.wesontlich entsChärft,;1ne 
für beide Seiten akzeptable Interimslösung bis zur 
Wiedervereinigung möglich und damit auch die, Funktion 
dieser Stadt ale H~bel für sowjetische Pres~ionen gegen­
über dem Westen weitgehend beseitigt. 

Die V.orteile für 4ie B:undesr,epubliksi~d: 

Das Misstrauen des Westens gegen die Deutschen ver­
schWindet, im Westen wird den Rapallo-Komplexen, im 
Osten der Angst vor dem deutsohen IIRevisionismus" der 
Boden entzogen. Die deutsche Innenpolitik und auch wir 
Freien Demokraten werden nioht mehr hin- und hergerissen 
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zwischen unserem Verlangen, die Wiedervereinigung 
Deutschlands zu ermi:iglichen und zugleich unseren Ver­
pfl:tchtungen als Verbündete des Westens getreulich 
nachzukommen. Die· bisherige Unvereinbarkeit von West­
integration und Wiedervereinigungspolitik verschwindet. 
Die Politik der Verklammerung Deutschlands steht nicht 
wie unsere bisherige Wiedervereinigungspolitik in unli:is­
barem Widerspruch zur NATO oder zur EWG, sie kann viel­
mehr harmonisch miteinander verbunden werden. 

Diese Politik führt auf lange Sicht naturgemäss auch zu 
einer innenpolitischen Entspannung in Westdeutschland 
und zu der Beseitigung der Kluft zwischen den leiden­
schaftlichen Verfechtern einer Wiedervereinigungspolit1k 
jetzt und heute und jenen politischen Kräften, die eine 
Lösung der deutschen Frage im gegenwärtigen Zeitpunkt 
aus mannigfaltigen Gründen für unmöglich halten. Einer 
echten ßemeinsamen Deutschland:politik, aller demokra­
tischen Parteien in der Bundesrepublik stünde dann nichts 
mehr im Wege" 

Die Vorteile für die deutsche Nation: 

Zum ersten Male nach 17 Jahren würden, obwohl die Wieder­
herstellung der staatlichen Einheit noch 'auf sich Wal'ten 
lässt, für alle D2utschen sichtbare Und spUrbareVer­

( 

besserungen des Lebens im geteilten DeutsQp.li;Ad ;wirksam, 
Das gesamtdeutsche Bewusstsein erfÜhre mit Sioherheit 
eine enorme Stärkung, die psychischen, materiellen Und 
p.oli tischen Belastungen, die die Te'ilung Deutschlands 
vornehmlich für die Bewohner der Zone mit sich' brachte, 
werden wesentlich reduziert, die "innere Wiedervereini-

I 4 

gung" kann, wenn auch unter gewissen durch die politische 
Lage sich ergebenden Einschränkungen unverzYBlich be­
ginnen.. Ein realistisches Fundamentfiir die staatliche 
Einigung wird gebaut. Die deutsche Wiedervereinigung 
ist kein Traum, keine Illusion, keine Fiktion mehr, 

:' : 
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sondern wird fUr/alle Menschen diesseits und jenseits 
der Zonengrenze zu einer wenn auch Klugheit, Geduld 

' . 
. und Zurückhaltung erfordernden ~ealität des tä~tqh~ 
Lebens ß 

Die Nachteil~ einer solchen Politik für den vesten ins-­
gesamt sind demgegenüber relativgeringfUgig. 

Sie treffen vor allem die Bundesrepublik Deutschland 
und liegen darin, dass' 

a) ihr seit 1949 erhobener·Anspruch auf alleinige staat­
liche Repräsentation Deutschlands hinfällig wird; 

b) 	dass damit voraussichtlich auch in allen Hauptstädten 
der Welt bis zur Wiedervereinigung zwei deutsche 
diplomatische Vertretungen zu finden sein werden tmd. 

die DDR eine wesentliche internationale l1.ufwertung' 
erfäprt; 

c') 	 dass sich die Bundesregierung einiger angeblicher 
oder tatsäohlicher Druclonittel gegenüber den Vier 
Mächten begibt, um sie zu VerhaJ?dlungen und Verein':'" 
barungen über die deutsche Wiedervereinigung zu 
ZWingen, 

d) 	da.ss es also letzten,Endes von den Deutschen hüben. '.~:.... 
dl;"üben 8elbs../~ abhängt, ob die staatliche 
Einheit eines Tages wiederhergestellt werden kann oder 
nicht .. 

VII. Konsesuenzen und Schlussbemerkun~ 

Es steht ausser jeder Frage, dass die. FDP, .auch wenn. 8i p ;j.:­

Gedankengänge akzeptieren würde, J~tzt picht auf einmat d~~ 
Steuer in d~L~eutsJ~.Q+.and~oli...t:!-.k herum:reissenund mit ~~ 
neuen Wiederyeretnigungs..E,lan .t9..9:.er .ttVer~la.mmerimgsplantJ) l:ID. 

die Öffentlichkeit treten kann o 
;;&; 111__ r ....."'~,...........~**" 
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Sie kann es nicht, weil die deutsche Öffentliohkeit bislang 
nur in sehr geringem Maße auf solche Ged~en vorbereitet ist~ 
Heute. im Sommer 1962, WUrden ihr wahrscheinlich noch viele 
ihrer Wähler fortlaufen, wenn die Partei versuchen wollte, 
ihnen die seit'17 Jahren bestehende Hoffnung zu nehmen, dass 
durch die Siegermächte des Zweiten Weltkrieges in überschau­
barer Frist die Einheit Deutschlands wiederhergestellt werden 
könnte. Das kann allerdings möglicherweise schon bald anders 
sein. 

Die FDP kann es desweiteren nicht, weil auch die Mitglieder 
unserer Partei in der Masse durch solche Erwägungen zumindest 
ebenso schockiert würden wie die breite deu.tsche Offentl.ichkei t­

/ .' 

, :~ 

. "\ 

Eine so entscheidende Änderung der Deutschla.ndkonzaption ist, 
wenn überhaupt, nur möglich, naohdem die Partei bereits den 
Boden für solche Gedankeng~ge genügend bereitet hat. 

Die Partei kann scbliesslich auch deshalb nicht zu diesem 
Zeitpunkt mit einem neuen'''Wiedervereinigungsplan'' an die 
Offentlichkeit treten, weil sie als Ko.sli t10nspartner natur­
gemäss verpflichtet ist, sich aller aussenpolitischen oder 
nationalpolitisohen Extratouren zu enthalten und jeweils in, 
all diesen Fragen mit ihrem Partner weitgehend abzustimmen. 

Es emifiehlt sich also:, vorerst bei den in unserem Deutsohland­
1 . ; ~ 

lan und im Koalitionsabkommen n1ederge tenPostulaten 
zur Berlin-~d Deutschlandpolitik zu ve parr~n~die ~a a1! 
Maximalprogr~ noch immer durchaus rich~i§ ~d zukunftsträch!1~ 
sind, in der Hoffnung, dass die CDU/CSU wenigstens diese 
Forderung der FDP eines. Tages auch zu den ihren macht. Damit 
wäre schon viel gewonnen,. denn man hätte dann diese Partei ·in 
ihrer Deutschland-Konzeption von ihren noch aus·dem Jahre 
1949 stammenden Gedankengängen ab- Und.wenigstena auf den 
Stand des Jahres 1959 gebracht. Das aber dürfte eine aolider~ 
Basie'fUr ~ine gemeinsame Deutaohlandpolitik der CDU und FDP 
schaffen.. 
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Vielleicht ist es sogar empfehlenswert, dass der Westen in 
der kommenden Zeit sich noch einmal der von uns vorgeschlage­
nen, gewissermassen tfkonservativ~nn Mittel in der Deutschland~· 
politik bedient. Denn, we~ auch wenig dafür spricht, dass 
künftige Vier-Mächte-Verhandlungen über die Wiederherstell'll."lg 
der deutschen Einheit - ganz gleich, mit welchem Konzept sie 
geführt werden - erfolgrei9h verlaufen werden, so brächte 
ein westlicher Vorstpss in Richtung auf eine neue Deutschla~&­
Konferenz dem Westen doch wenig$tena einen Zeitgewinn und 
würde zudem Berlin für eine gewisse Zeitspanne noch einmal 
entlasten. ,Freilich darf' ,man. nicht verkennen, dass ein 
solcher Vorstoss des Westens schon deshalb nicht sehr wahr­
scheinlich ist, weil auf der Tagesordnung einer solchen Vier­
Mächte-Konferen.z natürlich der politische und militärische 
Status des zuki.inftigen -Deutschland zur Debatte 'stellen müsste, 
der sowohl für den Osten als auch 'für den westen offenbar 

" -

gegenwärtig nicht diskutabel erscheint. 

Wie auch immer man die Chancen neuer Deutschland-Konferenzen 

beurteilen mag: Die FDP muss auf jeden F$ll unverzUglich die· 


} u __ 

deutsche Lage noch einmal von Grund auf neu durchdenken und 
zunächst für sich, zum geeigneten Zeitpunkt dann ~oh für die' 
Öffentlichkeit (nach Ab~tixnmung mit de.llKoälitionspartner) , 
die unvermeidlichen Entscheidungen in der deutsohen 

, 

Frage 
treffen. Dabei besteht allerdings die. Gefahr, dass wir auch 
bei einer sofortigen überarbeitung unse:nes Deutscihla:nd-Kon­
zeptes durch Ereignisse überrUmpelt werden, die sioh möglicher­
weise noch in diesem Sommer an den Frontlinien des Kalten' 
Krieges abspie'ren. Denn es spricht einiges dafür, dass noch 
in diesem Jahre sowohl von der Sowjetunion als auch ,von den . ­

, Vereinigten staaten gewi.see Initiativen in der deutschen Frage 
ergriffen werden, .die unter.anderem darauf hin~ielen, die 
Kontakte zwischen denbeiden deutschen Teilstaaten zu. inten­
sivie.ren un,d auf diesem Wege einegewisee N'ormalisierung der 
Lage in Deutschland zu erreicheno Es ist auch nichtausge­
schlossen, dass die Sowj.etunion. noch in einigen Monaten ern'" 
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den Versuch machen wird, zwe!seitige GesRräohe .mit Bonn 
über die deuts9he Frye aufzunehmen. Dabei k8nnte es sein, 
dass Moskau zu Konzessionen in Berlin und Deutschland bereit 
ist, wenn die Bundesrepublik die spezifischen Interessen der 
UdSSR in Mittelosteuropa respektiert. Für diese Fälle aber 
steht weder der B~des~egierung noch der Freien Demokra­
tisohen Partei ein brauchba~es Konzept zur Verfügung, sondern 
nur allgemeine und gegenwärti6 kaum realisierbare .. Maximal,.. 
forderungen naoh Wiederherstellung der deutsohen E1nhe1t~ 

'-- ­
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